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-DER UMFANG DER PARTEI. 
Bevor wir in einigen Zahlen den Gang der sozialdemokratischen 
Bewegung in Holland in den drei Jahren zwischen Stuttgart und 
Kopenhagen wiedergeben, wird es gut sein den holländischen 
Organisationsform kurz zu skizzieren. 
Die politische Arbeiterpartei, ~Sozialdemokratische Arbeiter· 
partei" genannt, is vollkommen selbständig. Keine organisative 
Körper, als Wah lvereine, Konsumvereine, Gewerkschaften oder 
allgemeine Arbeitervereine können ihre Mitglieder7.ahlen kollektif 
in die Partei bringen. Jedes Mitglied is durch eine eigene persön-
liche Tat in die Partei getreten. In ein e m Orte kann nur ein e 
Sektion der Partei bestehen, mit -Ausnahme derjenigen Gemeinden 
welche mehr als einen Wahlkreis umfassen; hier kann in jedem 
Wahlkreis (ein Kreis zählt durchschnittlich 55.000 Einwohner) 
eine Parteisektion bestehen. 
Die gewerkschaftliche Bewegung steht also nicht in direkter 
organisatorischer Verbindung mit der Sozialdemokratischen Partei 
und auch die Genossenschaftliche Bewegung nicht. 
Die Zahl der Mitglieder und der Sektionen war am: 
1 Jan. 1907 167 Sektionen mit 7471 Mitglieder. 
1 • 1908 176 • • 8423 ~ 
1 • 1909 194 • ~ 8748 • 
1 • 1910 205 • • 9504 • 
Dieses regelmassige Wachstum der Partei offenbarte sich auch 
in einer Kraftsvermehrung nach aussen hin ; die Generalwahlen 
für die Zweite Kammer aus dem Jahre 1909 schaffe n hierfür 
die Daten. 
Bei der Beurteilung der Wahlzahlen hat man ins Auge zu 
fassen, dass in Holland noch immer ein beschranktes Wahlrecht 
besteht. Wahler sind nur diejenige mannliehe Einwohner, welche die 
gesetzliche "Kennzeichen des gesellschaftlichen Wohlstands und der 
Fahigkeit" aufweisen. Die Folge dieser gesetzlichen Beschränkungen 
ist dass im Jahre 1909 nur 29.2 Prozent der männlichen Bevöl-
kerung Wähler war, während bei allgemeinem Wahlrecht und Bei-
behaltung des heutigen Wähleralters, nämlich 25 Jahr, es 47 Prozent 
an Wähler geben wurde. Von den wenigstens 1.350.000 Männern 
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über 25 Jahr waren im Jahre 1909 nur 843.000 Wähler; es sind 
also nahezu eine halbe Million erwachsene Männer, natürlich 
sämmtlich Proletarier, vom Wahlrecht ausgeschlossen und obendrein 
alle Frauen. Bei einer Vergleichung unserer Wählerzahlen mit der· 
jenigen anderer Länder hat man mit diesen Tatsachen zu rechnen. 
Wir bekamen an Stimmen rund: 
im Jahre 1905: 65.000. 
• • 1909, 83.000 . 
Die Zahl der gewählten Sozialdemokraten war in beiden 
Jahren 7 1). 
Dass der Stimmenzuwachs nicht grässer war, ist zu erklären 
aus einem Stimmenverlust in einem Teile des platten Landes. 
Wir verloren zwei plattländische Wahlkreise und einen industriellen 
Kreis, nämlich den Kreis Enschedee den unser Genosse Van Kol 
vertrat. Dieser Verlust wurde aber wettgemach t durch die Erobe· 
rung zweier grossstädtischen Kreisen und eines anderen industriellen 
Kreises (Amsterdam IX, Haag I und Zaandam). 
Der Rückgang auf dem platten Lande hat sehr die Aufmerksam· 
keit gezogen und die Partei wird Mittel beraten um hier den alten 
Fortschritt wiederherzustellen. In einem Lande als Holland, wo 
ein Drittel aller Arbeiter Landarbeiter sind, würde die Sozial· 
demokratie einen zu schweren Verlust leiden, indem sie d ie ein· 
mal auf dem platten Lande eroberte Positionen verlor. Dieser 
Verlust wäre um so peinlicher, da unsere Partei anfänglich eine 
kräftige Unterstützung fand gerade in der Bevölkerung des nörd-
lichen platten Landes, seit jeher das am meisten demokratische 
Tei l des Landes. Eine der hauptsächlichen Schwierigkeiten ist dass 
die kräftige Figuren, die der sozialistischen Bewegung als Führer 
strecken können, nu r in seltenen Fällen dauerhaft auf dem platten 
Lande wohnhaft blei~en. Der Zug in die Städte ist auch in Holland 
seh r stark. j edoch wird d ie Abnahme der sozialdemokratischen 
Wählerzahl auch mit verursacht durch den Uebergang vieler 
Landarbeiter zur Klasse der Kleinbauer ; dieser Verlust wird nicht 
in genügendem Masze wettgemacht d urch den Zuwachs der 
A rbeiter in der agrarischen Industrie. sei es auch dass dieser 
Zuwachs ziemlich gross ist. 
Während der j ahren 1890-1899 war die Entwicklung des Ver· 
hältnisses der Unselbständigen zu den Selbstandigen in Holland 
prozentisch folgendermassen : 
Industrielle Betriebe 
Landwirtschaft . 
j agd und Fischerei 
Handelsbetriebe 
Selbständigen 
1890 1900 
28.62 25.63 
30.75 31.85 
36.97 34.58 
51.03 50.66 
Unselbständigen 
1890 '900 
71.38 74.37 
69.25 68.15 
63.03 65 .42 
48.87 49.34 
1) Im Jahre 11)05 war einer der sieben Gewählten nicht der Partei 2ugehörig; 
im Jahre ' 909 waren es sämmtlich Parceimicglicder. 
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Nur in der Landwirtschaft tat sich also eine Zunahme des 
Prozentsatzes der Selbständigen vor; d. h. die klasse der Kleinbauer 
nimmt zu und diese Zunahme rekrutiert sich aus Arbeiterschichten. 
In so weit der Rückgang unserer Partei auf dem platten Lande 
dieser Ursache zuzuschreiben ist, wird er von uns schwerlich 
abzuhelfen sein. 
Aber in der Partei hat sich auch die Frage aufgetan, ob 
nicht eine andere Ursache sehr ins Gewicht fallt. Als nämlich 
unsere Partei im Jahre 1897 fürs erste Mal in ernsthafter Weise 
an den Parlamentswahlen teilnehmen konnte, weil damals fürs 
erste Mal ein Teil der Arbeiterklasse das Wahlrecht besass, haUe 
die Partei einen Agrarprogramm mit den Hauptforderungen : 
Berechnung der Pachtsumme in Uebereinstimmung mit dem Ertrag 
des Betriebs und Zahlung der Pacht nur vom Gewinn; dem 
Pachter sei der von ihm verursachte Wertzuwachs des Bodens 
vergütet; seitens der Gemeinde sei an Landarbeitern soviel Boden 
verschafft dass sie vom Ertrag ihre Existenz führen können. 
Unstreitbar dankte die Partei einen Teil ihres damaligen 
unenvarteten Erfolgs in den Jahren 1897 und 1901 auf dem 
platten Lande d iesem Programm. Die Forderungen fanden aber 
in der Partei eine scharfe Bekämpfung, weil sie nicht überein-
stimmten mit den in der Partei geltenden Auffassungen zu r 
Entwicklung der Gesellschaft zum Sozialismus. Der Partei kongress 
vom Jahre 1905 strich die erste und die letzte der d rei Forderu ngen. 
Hiermit was das Agrarprogramm verschwunden; ein neuer ist 
bisher nicht aufgestellt. In wie weit das Fehlen agrarischer 
Forderungen das Resultat der Wahlen auf dem platten Lande 
beeinflusst hat, ist schwerlich zu bestimmen; es liegt aber auf der 
Hand dass das Fehlen einer positiven Meinung in einer so 
hochwichtigen Frage als die Agrarfrage, seinen Einfluss geübt 
hat. Das Bedürfniss, die Agrarfrage von neuem zur Hand zu 
nehmen, besteht auch; es ist aber von vorne herein ausgeschlossen, 
dass die im Jahre 1905 gestrichene Forderungen wiederhergestellt 
werden. 
Im Betreff der 
POLITISCHEN TAKTIK 
hat die Sozialdemokratische Arbeiterpartei in Holland einige 
lehrreiche Jahren du rchgemacht. Auch weil es notwendig ist die 
falsche Gerüchte zu dieser Taktik die ins Ausland verbreitet sind, 
zu berichtigen, wollen wir an dieser Stelle darauf etwas tiefer 
eingehen. 
Im Jahre 1905 waren die Legislativwahlen vollständig 
beherrscht von der Frage ob es möglich sein würde die damalige 
Regierung zu stürzen, deren Haupt der bekannte klerikale Politiker 
Dr. A. Kuyper war, der Mann der im Jahre 1903 mit roher 
Gewalt die Arbeiterbewegung angriff, den Eisenbahnern und den 
Arbeitern in öffentlichem Dienst das Streikrecht raubte und noch, 
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nachdem der Kampf vorüber war, den Widerstand der Arbeiter-
klasse gegen ihre Entrechtung" verbrecherische Wühlungen" schalt. 
Es gelang diese Regierung zu stürzen. Die Regierungsparteien, die 
verbundene evangelische und katholische Klerikalen, bekamen in 
der Hauptwahl keine Mehrheit; bei den Stichwahlen unterstützten 
dann die sozialistische Arbeiter in den Kreisen wo ihre eigene 
Kandidaten nicht in der Stichwahl standen, einstimmig die 
Kandidaten der bürgerlichen Linkerparteien . Die Folge war, dass 
die verbundene Regierungsparteien zu einer Minorität - 48 auf 
100 Mandate - sanken. Das nächste Ziel, der Sturz der klerikalen 
Regierung, war also erreicht. 
Die neue Lage brachte aber ihre eigentümliche Schwierigkeiten 
mit sich. Zwar war die klerikale Mehrheit verschwunden, eine 
neue Mehrheit war aber nicht an ihrer Stelle getreten. Die neue 
Regierung stützte zieh auf sämmtliche Freisinn-Parteien, in denen 
Konservativen sowie Demokraten vertreten waren; aber zusammen 
verfügten diese Parteien nur über 45 von 100 Mandate. Die neue 
liberale Regierung hatte also Unterstützung zu suchen entweder 
bei den Sozialdemokraten, oder bei einem Teil der Klerikalen. Das 
liberale Kabinett kam in mancher Hinsicht den Beschwerden gegen 
das Kuyper-Kabinett entgegen; so in seiner Haltung den Gewerk-
schaften gegenüber. Auch nam es alsbald die Verfassungsrevision 
zur Hand, mit dem Zwecke, aus der Verfassung die Hindernisse 
gegen das allgemeine Wahlrecht zu beseitigen; es machte sogar 
d.en Versuch einer kleinen Einschränkung der Militärausgaben ; dabei 
drohte aber immer die Gefahr, dass nicht nur die Klerikalen, sondern 
auch die Konservatif-Liberalen, die den Wahlrechtsabsichten der 
Regier·ung feindlich gegenüberstanden, das fortschrittliche Kabinett 
stürzen würden. Auf dieser Weise kamen die Sozialisten unabsichtlich 
und ohne jede Abmachung in die Lage, dass sie die Regierung gegen 
reaktionäre Angriffe zu unterstützen hatten. Das Kabinett zeigte 
jedoch bald seine Machtlosigkeit auf dem Terra.n der Sozialreforrn 
und wusste auch auf militärischem Gebiet seine anfangliehe 
Einschränkungsabsichten nicht zu verwirklichen. So wurde die 
Regierung am Ende des Jahres 1907 gestürzt durch die Ablehnung 
des Kriegsetats ; fast alle Klerikalen stimmten dagegen 'und 
obendrein die Sozialdemokraten und einige Freisinnigen. 
Die Tatsache aber dass die sozialdemokratische Abgeordneten 
sich verpflichtet sahen in einigen Fällen sich neben der Regierung 
zu stellen den reaktionären Elementen der Kammer gegenüber, 
wurdevon einem Teil der Parteigenossen, sich nennenden "Marxisten", 
stark verübelt. Man sah darin eine Verschiebung in der-Richtung 
des Bürgertums. Weiter beschuldigte eine Opposition in der Partei 
die Mehrheit wiederholt der Verleugnung des Klassenkampfes, 
weil die Partei bei den Stichwahlen immer beschloss denjenigen 
Freisinnigen, welche das allgemeine Wahlrecht befürworteten, den 
Vorzug zu geben vor den Klerikalen, welche Gegner des allge-
meinen Wahlrechts sind. 
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Besonders in der deutschen Parteipresse ist es immerfort so 
vorgestellt, als wäre die Politik der Sozialdemokratischen Arbeiter-
partei in Holland ein fortwährendes Kompromisselnmitbürgerlichen 
Parteien. Die Berichte welche diese Vorstellung enthalten, sind verfasst 
von solchen Personen, die schon in der biossen Stichwahlunterstützung 
der demokratischeren bürgerlichen Parteien eine Verleugnung des 
Klassenkampfes sehen. Denn ein anderes Zusammenarbeiten mit 
einer der bürgerlichen Parteien oder eine Unterstützung einer 
dieser Parteien seitens unserer Partei hat nie stattgefunden. Sogar 
hat ein solches Uebereinkommen nie den Gegenstand einer Beratung 
ausgemacht und nie ist in Parteikreisen ein ernster Vorschlag 
in dieser Richtung gemacht. Die Sozialdemokratische Arbeiter-
partei in Holland hat immer und ohne Ausnahme eine 
Politik der absolutesten Selbständigkeit geführt. Ihr wird 
seitens einer kleiner Minorität in der Partei und von einer noch 
kleineren Gruppe früherer Parteigenossen der Vorwurf gemacht, dass 
sie die marxistische Grundlage der sozialdemokratischen Politik 
verlassen hätte, aber nach ihrer Meinung beruht dieser Vorwurf 
auf einer verkehrten Auffassung des Marxismus. Der Marxismus 
ist kein Dogma, keine Schablone, kein fertiges Rezept für alle 
Zeiten und Länder. Gerade der Marxismus fordert dass man die 
ökonomische und politische Entwicklung jedes bestimmten Landes 
in Rechnung bringt. Er fordert dass die Sozialdemokratische Partei 
die Arbeitermassen organisirt und nicht dass sie eine Politik 
treibt welche sie zur Sekte macht und von den Massen scheidet. 
In diesem Geiste hat unsere Partei immer gearbeitet, vollkommen 
selbständig und rein sozialistisch. 
DIE PARTEISTREITIGKEITEN. 
Es ist hier am Orte einige Ausftihrungen einer Broschüre 
·zu widmen, die im Frühjahr 1909 in deutscher Sprache heraus-
gegeben ist, von einer Gruppe Ausgeschiedenen, der sogenannten 
~Sozialdemokratischen Partei" (S. D. P.), in der Form einer 
~Adresse an d ie Internationale". In dieser Broschüre 
fordert die S. D. P_ ihren Anschluss beim Internationalen Sozia-
listischen Bureau; sie enthält eine Strafpredigt gegen die Sozial-
demokratische Arbeiterpartei (S. D. A. P.). 
Einer Besprechung dieser Broschüre haben wir ein Wort zu 
dieser S. D. P. und ihrer Entstehungsgeschichte voranzu-
schicken, das zugleicherzeit eine Uebersicht der Uneinigkeit sei n 
wird die während einigen Jahren in unserer Partei geherrscht hat. 
Es ist natürlich unmöglich die Geschichte aller Streitfragen 
wiederzugeben, welche zusammen die Uneinigkeit in der Partei ausge-
macht haben. Weil aber diese sämmtliche Fragen in der .Adresse" 
der S.O. P. breit ausgesponnen werden, sind sie hier kurz zu erörtern, 
in der Hoffnung, die Parteigenossen in anderen Ländern werden 
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sich von dieser Erörterung in Kenntniss stellen und sich dann 
mit unserer Meinung vereinigen, dass die Absplitterung der kleinen 
Gruppe, welche die S. D. P. gegründet hat, eine frivole Tat war, 
von der Haltung der S. D. A. P. weder geboten noch verursacht. 
Zuerst dann die Bemerkung, dass es mit der Wahrheit in 
Widerspruch steht, als die Abgesplitterten sich vorstellen als "die 
Marxisten" die früher in der S. D. A. P. waren. Die grosse Mehr· 
heit Derjenigen, die sich ins besondere .die Marxisten" nennen, 
is bei der Absplitterung in der alten Ptlrtei geblieben. Im jetzigen 
Augenblick zählt z. B. der Parteivorstand der alten Partei drei 
Mitglieder die sich dieser Gruppe anrechnen. Es wäre also nur 
richtig, als die Ausgetretenen sich nannten; eine Minorität der 
"Marxisten". Wir fligen gleich hinzu, dass die Parteimehrheit 
behauptet ebensogut Marxisten zu sein und als Marxisten zu 
handeln, als "die" Marxisten. 
Der Kampf über Prinzipien und Taktik, der sich in fast 
allen Ländern auftut, ist auch in die holländische Sozialdemo-
kratie durchgedrungen. Der Meinung der am meisten voran-
stehenden Personen beider Richtungen nach, findet er aber in 
unserem Lande einen weniger günstigen N:thrungsboden als z. B-
in Frankreich, Deutschland und Italien. Weil in der holl:tndischen 
Sozialdemok ratie ein syndikalistisches Streben fehlt un.d weil hier 
keiner auch nur denkt an der Bildung eines .Blocks" mit bürger· 
lichen Parteien, fehlt sowohl die theoretische als die praktische 
Grundlage für eine Spaltung. 
Dass das Prinzipien programm der Partei zu einer Spaltung keine 
Veranlassung gab, ergeht wohl genügend aus der Tatsache, dass 
dieses Program von der neuen Partei unver:lndert übernommen 
ist. Zwar ist in unserer Partei eine Revision dieses Programms 
auf die Tagesordnung gestellt, in der Kommission aber die zu 
einer eventuellen Revision Bericht zu erstatten hat, ist das 
theoretisch-marxistische Element sehr stark vertreten. 
In dieser Hinsicht kann also keine Ursache zur Spaltung 
vorhanden sein. Sie müsste deshalb zu finden sein in den. prak-
tischen Fragen, die in der Partei diskutiert sind. 
Von diesen Fragen wird immer am ersten genannt die in 
diesem Bericht schon besprochene 
AGRARFRAGE. 
Diese Frage kann hier kurz gestreift bleiben, weil sie schon 
auf dem Parteikongress vom Jahre 1905 ihre Lösung fand, und 
zwar mit Stimmeneinheit. Die Hauptsache war, wie schon berichtet, 
dass in ihrem Wahlprogram die Partei sich aussprach rur die 
Ve r m ie t h u n g des Gemeindebodens an Arbeitern und zwar 
derart, dass diese Arbeiter dadurch Kleinbauern würden; weiter 
dass die Partei einer Regelung nachstrebte, wobei der Pachter 
nur im Verh:tltnisse zum Netto-Gewinn seines Betriebs die Pacht 
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7.U zahlen hätte. Diese Bestimmungen des Programms waren nicht 
nur von 71Marxisten" bekämpft. Schon im Jahre 1900 waren sie 
von einem der bekanntesten . Revisionisten" der Partei bekritisirt, 
und d ie Kommission, welche d ie Revision des Agrarprogramms 
vorbereitete und sowohl .Revisionisten" als "Marxisten" unter 
ihren Mitgliedern zählte, kam, wie schon gesagt, zu ,einem .e i n-
s tim m i ge n Beschluss, welcher ~u f Q,em Partei~ongress vom 
Jahre 1905 ehenso einstimmig ,gutgeheissen ist. 
Veranlassung zu einem dauerhaften Par.teihader, oder gar 
zur Spaltung, bot diese seit Jahren gelöste Frage also am aller-
)'Ienigsten. 
Ein Punkt, das in grösserem Masze Streit hervorrief, ist 
DIE SCHULFRAGE. 
In dieser Frage ist im Ausland oft .der Eindruck gew.eckt, als 
hätte .die . Groninger Resolution" vom Jahre 1902, welche den 
Standpunkt .der Partei zur Schul frage angiebt, die 'Tendenz die 
Partei zur staatlichen Subventionirung kirchlicher Schulen mit-
wirken zu lassen. Tatsächlich aber gründete sich eben auf dieser 
Resolution die fortwährende Weigerung unserer Kammerfraktion 
zur Mitwirkung an solcher Subventionirung, während die Fraktion 
vor dem Zustandekommen der Resolution ihre Stimmen etlichen 
Subventionirungsvorlagen zukommen iiess; übrigens ohne dass 
dagegen in unserer Partei je ein Protest gehört wu rde. 
F.ür ausländische Parteigenossen, die die Haltung der hol-
ländischen Partei in der Schulfrage verstehen wollen, wird es 
notwendig sein Folgendes zu bedenken: 
1. dass die öffentliche Schule in Holland dem Einfluss der 
Kirche vollkommen entzogen ist und eben hierdurch eine scharfe 
Reaktion seitens der kirchlichen Gruppen hervorgerufen ist; 
2. dass neben der öffentlichen Schule sich die Privatschule 
entwickelt hat, meistens seitens religiöser Schulvereinen gegründet, 
anfänglich gänzlich von den Eltern bezahlt, während mehr als 
ein Drittel der die Schule besuchenden Kinder auf diesen Privat-
schulen unterrichtet wird und der Schulkampf in Holland immer 
nu r die Frage betraf, ob der Staat in den Kosten dieser Schulen 
mitzahlen sollte; 
3. dass dieser Schulkampf die holländische Politik bis,zutP. }ah,re 
1889 vollkommen beherrscht hat uQd für die Liberalen das Mittel w,ar 
urp mit rein negativen) antiklerika.l~n Schlagwör.ter,regieren zu bleiben 
und a,lIe grosse politi.sche Frilgen unserer Zeit, wie die Fr~e ~es 
w''ilhlrechts und die Sozialpolitik, m9glichst lange in den ,Hi.nter-
grund ,zu schiebeJ;1; 
,4 . . dass mit diesem Kampfe die .kir!=hliche Parteien , namentlich 
die sogenannte .antirevolu.tionäre" (evangelisch-konservative) Partei, 
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stark geworden si nd und sich stützend auf den religiösen Genihlen 
breiter Volksschichten, rur einen grossen Teil der Arbeiter die 
Politik vollkommen au f das religiöse Terrän übergeftihrt haben 
und dadurch vom Kampfe für demokratische und soziale 
Reformen im Verein mit ihren nicht-religiösen Klassengenossen 
abgehalten; 
$. dass demzufolge bei der Ausdehnung des Wahlrechts nach 
der Verfassungsrevision vom Jahre 1887 ein kleri kales Kabinett 
auftrat, das im Jahre 1889 ein Gezetz durchbrachte, welches die 
Subventionirung der Privatschulen unter gewissen vollkommen 
ungenügenden Bürgschaften im Prinzip durchfuhrte, während 
unter einem liberalen Kabinett im Jahre 1901 dieser Prinzip zu 
Gunsten dieser Privatschulen weiter ausgearbeitet ist ; 
6. dass der Sieg der kirchlichen Parteien im Jahre 1901 die 
vollständigere Ausarbeitung dieses Prinzips erwarten liess, weshalb 
es ftir die Partei notwendig war zu dieser Frage eine klare Stellung 
einzunehmen. Sie tat dies mit der sogenannten ~Groninger 
Resolution", welche die Subventionirung der Privatschulen nur 
fü r zulässig erklärte, wenn d iese Schulen im Betreff des technischen 
Niveau's des Unterrichts den gleichen Forderungen genügen wie 
die öffentliche Schu le. Auf der Grund lage dieser Resolution sind 
die wiederholte Subventionirungs-Forderungen der Klerikalen von 
unserer Kammerfraktion immer abgewiesen, nicht aber aus religiösen 
oder anti-religiö~en Erwägungen, sondern aus Erwägungen der 
Qualität des Unterrichts. Unsere Partei hat hiermit den Kampf 
gegen die Privatschulen vom religiösen Terra.n auf das Terrän 
der technischen Qualitltt des Volksunterrichts übergefü hrt und sie 
hat es damit den Klerikalen unmöglich gemacht die religiös-
gesinnte Arbeiter im Hinsicht der Schulfrage gegen ihre sozialistische 
Klassengenossen aufzuhetzen. 
In dieser Taktik standen mehrere namhafte ~Marxisten" 
- u. m. Dr. Ant. Pannekoek - auf der Seite der Parteimehrbeit 
und deshalb kann man auch diese . Groninger Resolution" nicht 
als ein Zeichen reformistischer Gesinnung hinstellen. Mit der 
Frage der .Scheidung' zwischen Kirche und Staat" hat diese 
Resolution nichts zu tun, weil die Subventionen nicht der 
Kirche, sondern gewöhnlichen bürgerlichen Schulvereinen gegeben 
werden und weil solche Vereine auch eine Subvention fordern 
können, wenn sie von Freidenkern geg'ründet sind um ihren 
Kindern atheistischen Unterricht zu erteilen. 
Die ~neue Partei" ersetzt diese Resolution du rch die Forde-
rung der .verpflichteten neutralen Staatsschule", eine Forderung 
die einen sehr radikalen Anklang hat und auf dem Programm 
einer kleinen Agitationsgruppe kein Unheil anrichten kann, die 
aber, würde sie von einer Partei als die unsrige übernommen, 
den alten Schulkampf, welcher von den Liberalen als veraltet 
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aufgegeben ist, in verdoppelter Intensität in die Arbeiterklasse 
hinüberbringen würde, zum grössten Nachteil für die Einheit des 
Proletariats und fUr die Losreissung der A rbeiter aus den Fesseln 
der bürgerlichen Politik. Eine solche Tat der Reaktion hat unsere 
Partei nicht verüben wollen, eben weil sie eine sozialdemokratische 
Partei ist, welche d ie Politik vom Terrän der Ideologie auf dem 
Boden der sozialen Verhältnissen hinüberzufti hren hat. 
OlE STICHWAHLTAKTlK 
erörterten wir schon. Unsere Partei hat bisher in politischen Stich~ 
wahlen immer diejenige Parteien unterstützt welche das allgemeine 
Wahlrecht befürworten, eine Taktik welche die der sozialdemokra-
tischen Parteien fast aller anderen Länder volkom men gleich ist. Dass 
im Jahre 1905 die sozialistische Wählerschaft bei Stichwahlen 
auch zwischen konservative Liberalen und Klerikalen die ersteren 
wählte, ist vollständig zu erklären aus der Tatsache, dass es damals 
darum ging den .starken Mann" vom Jahre 1903, den Dr. Kuyper, 
aus der Regieru ng zu vertreiben, was eine proletarische Pflicht war. 
Im Jahre 1909 hat die Partei in derartigen Stichwahlen S timment-
haltung prok lamiert, welcher Vorschrift so gut Folge geleistet ist, 
dass von der konservatif-liberalen Partei nur noch ein kleines 
Restchen im Parlament übrig ist. 
Die Stichwahltaktik zu erklären als eine Frucht des Refor-
mismus oder Opportunismus, aus einer Neigu ng zur Annäherung an 
die bürgerliche Parteien, steht mi t der Wahrheit im schroffsten 
Widerspruch. 
DER ARBEITSVERTRAG. 
In der Broschüre der S. D. P. ist aur Seite 11 als ein grosses 
Verbrechen der ~Parlamentarier" hingestellt was sich in der Zweiten 
Kammer abspielte bei der Behandlung der B Gesetzesvorlage zum 
Arbeitsvertrag" . 
Darüber nur Folgendes: 
Die Gezetzesvorlage, in 1904 vom klerikalen Kabi nett 
eingereicht, enthielt derartige die gewerkschaftliche Bewegung 
lähmende Bestimmungen, dass ein Entrüstungssturm unter den 
organisierten Arbeitern aufkam, die zusammen mit unserer Partei 
einen Ausschuss bildeten, der ' die Agitation gegen diese 
Vorlage ftihrte. 
Die Agitation, die auch religiöse Arbeiterkreisen mitriss, 
hatte den Erfolg, dass d ie ~egierung die am meisten die Entrüstung 
herausfordernde Bestimmungen aus der Vorlage zurücknam. Jedoch 
blieben noch Bestimmungen - namentlich die Erhaltung des 
~Staangeldes" (einer durch Loh nabzug zu bildende Kautionssumme 
gegen Vertragsbruch), das entgegen den Vorschlag unserer Fraktion 
nicht verboten , sondern nur beschränkt ward, und die Betrachtung 
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des Streiks als einen öriiigenderi Gru6d ,zuf Auflösung des Vertrags, 
eb'enfal1s entgegen den Vorschlag unserer Fraktion - Bestim-
mungen welche, in Veibindung mit vielen anderen wenig bedeu~ 
tenden oder ungünstigen Bestimmungen der Vorlage, die Fraktion 
dazu füHrten ihre Stimmen gegen das Gesetz abzugeben. 
In der Hauptsa'che war also Uebereinstimniung zwischen 
unserer Kammerfraktion und den Agitationsausschuss da. Die 
Fraktion konnte sich aber nicht vereinigen mit der Auffassung 
des Ausschusses, der da meinte, die Vorlage sei schon deshalb 
prinzipiell verwerflich, weil sie die Materie als einen Teil des 
bürgerlichen Rechts regelte. Diese Auffassung brachte den Ausschuss 
in Konflikt mit der Haltung der sozialdemokratischen Parteien im 
Ausland; z. B. io Deutschland und Belgien, wO' unsrerseits eben 
die Einfügung der Regelung des Arbeitsvertrags ins bürgerliche 
Gesetzbuch gefordert oder gebilligt war. Dass unsere Fraktion, als 
unsere Gegner in der K:ammer diesen Widerspruch geschickt aus-
nützten, ausdrücklich erklärte sich für die Auffassung des Agita-
tionsausschus~ nicht verantwortlich zu stellen, war eine bedauerns-
werte Notwendigkeit. Zu Unrecht ist diese Tatsache in Verbindung 
gebracht mit einer behaupteten, aber immer bestritteten und 
pnbewiesenen Tendenz unserer Fraktion zur Annäherung an die 
bürgerliche Parteien. Fast nie hat sie eben einen so scharfen 
Kampf in der Kammer geftihrt, insbesondere gegen die bürgerliche 
Fortschrittler! als bei der Behandlung der Gesetzesvorlage zum 
Arbeitsvertrag. 
Eine Ursache zur dauerhaften Uneinigkeit lieferte diese Sache 
gewiss nicht. 
••• 
Weder in der prinzipiellen Auffassung, 50' wie sie im Partei-
programm erhalten !st, noch in jedweder Frage der praktischen 
Politik gab es als,? Ursachen iu einer derartig grO'sseri Uneinigkeit 
welche: zu einen Austritt bered\.l igen könnte. 
dffenbar haben die Ausgeschiedenen selber dies auch be'griffen. 
Daher kommt es dass sie ihre hauptsächliche Beschwerde suchen 
in der Weise .in .'Yelche die "Marxisten': in d<;:i" S. D. A. P. angeblich 
beharil:l.elt sind. Dieser Punkt ftihrt uns zur Entstehungsgeschichte 
der in der "Adresse an die InternaÜonale" erörterten 
UTRECHTER UND HAARLEIilEIi. RESOLuTIONEN. 
Die "marxistische" Elementen, hauptsächlich aus einer kleinen 
Gruppe der Intelligenz bestehend, hatten etwa im Jahre 1905 
einen starken Einfluss in der Partei. Sie hatten die Mehrheit im 
Parteivorstand und die Partei lauschte ihnen sehr. 
Ihr Auftreten aber den Parteigenossen gegenüber die ihre 
Auffassungen nicht t'eilten, rief den Widerstand hervor. Man 
blähte jeden strittigen Punkt gleich zu einer Pririzipienfrage auf 
und übte auf vielen Parteigenossen, ins besondere auf die paria-
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mentarische Vertreter, eine fortWährende Kritik, welche diese 
Parteigeriossen in ihrem Wesen als Sozialdemokraten angriff. 
Daneberi führte die Kritik einige jüngeren Akademiker in der 
Partei zur Tendenz; die politische Aktion der Partei auf eine 
derartige Grundlage zu stellen, dass sie nicht notwendigerweise in 
eine Sackgasse verrannen würde. Das erwies sich nicht nur auf 
dem Haager Kongress im Jahre 1905, als von den Jüngeren den 
Vorschlag ausgihg j die Partei sollte sich gar nicht an den Stich-
wahlen zwischen bürgerlichen Parteien beteiligen, sondern auch 
in der Tendenz dieser Parteigenossen, unsere Forderungen innerhalb 
und ausserhalb der Kammer derweise iu gestalten, dass sie nicht 
nur die grösste Aussicht auf Verwerfu ng hätten (dies wird in die 
burgerliehe Gesellschaft wohl mit jeder vollsta.ndiger Programmfor-
derung der Sozialdemokratie der Fall bleiben), aber auch vollständig 
dem Sehtiment und dem Horizon der grossen Arbeitermassen 
fremd wären , wodurcli sie uns diesen Massen mehr entfremden, 
als sie mit uns gegen das Bürgertum in Bewegung bringen würden. 
Diese Sachlage brachte den parlamentarischen Führer der 
Partei, den Genossen Troelstra, dazu die Partei vor die Frage zu 
stellen, in welcher Richtung sie geführt sein wollte, sie sogar zu 
zwingen sich darüber so bestimmt und klar auszusprechen, dass 
diejenigen welche in den Organen der Partei mit ihrer Führung 
beauftragt waren, in welcher Richtung es auch sei, wissen sollten 
die Partei hinter sich zu haben. Die Notwendigkeit hierzu erwies 
sich u. m. auch aus dem Umstand, dass weil eine solche klare 
Aussprache fehlte, die Vertreter der Partei, bei den fortwährenden, 
sie in ihrer sozialdemokratischen Gesinnung schändenden Angriffe 
aus den .Reihen der Partei, ihren Gegner in der Presse und im 
Parlament gegenüöer nicht eirie so starke Position einnahmen, als 
es für den Einfluss ihrer Arbeit zu Günsten des Proletariats 
notwendig ist. 
Diese Aufgabe erfüllte Genosse Troelstra im Jahre 1905 in 
einer Weise die durch ihre Schärfe eine grosse Erbitterung bei 
der Partei-Opposition' hervorrief, - eine Erbitterung welche eine 
Entschuldigung abgeben mag für die Tatsache, dass die ganze 
~Adresse" der S . D. P. ein durchgehendes Bestreben manifestirt 
diesen Parteigenossen bei der Internationale zu diskreditieren, -
welche aber in soweit ihren Zweck erreicht hat, dass sie der Partei 
der Bedeuting der Streitigkeiten, welche das Parteileben verdarben, 
bewusst gemacht hat, und dass sie eine Lage herbeigeführt hat, 
wobei die Minorität ihre Kritik und ihre abweichende Auffassungen 
zu erkennen zu geben weiss in einer Weise die nicht mehr die 
Kraft und die Einheit der Partei lähmt, sondern auf ihre Arbeit 
befruchtend einwirkt. 
Zur Erreichung dieses Resultats war anfänglich eine Ver-
schärfung des Kampfes der beiden Richtungen notwendig. Dieser 
Kampf hat sich -abgespielt auf den Parteitagen in Utrecht (1906), 
Haarlem (1907), Arnheim (1908) und Deve"nter (1909). Dass die 
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Partei trotz dieser innerlichen Kämpfe ihre Stimmenzahl bei den 
letz.ten Wahlen von 65,000 auf 83 .000 sich steigern sah, deutet 
auf ihre grosse innerliche Kraft, eine Folge nur der Tatsache, 
dass sie auch während der schärfsten innerlichen Konflikten immer 
Sorge getragen hat d ie Führerin des Proletariats in seinem Kampfe 
gegen den Kapitalismus und dabei immer auch für die direkte 
Interessen der Arbeiterklassse tagtäglich auf den Schanzen zu bleiben. 
Der Utrechter Palteitag beschränkte sich dazu die nachfol-
gende Resolutionen zu akzeptieren: 
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' I. In Envägung, 
dass die Sozialdemokratie in ihrem Wesen und in ihrem 
Endziel der bürgerlichen Gesellschaft gegenüber steht, den 
Klassenkampf jedoch führt mit Mitteln welche diese Gesell-
schaft ihr liefert, während sie poli tischen und sozialen Reformen 
nachstrebt welche die Arbeiterklasse im Kampfe wehrhafter 
zu machen . haben; 
dass aus d iesen Verhäl tnissen der Umstand folgt, dass 
die Partei aus unterschiedenen Elementen z.usammengesetzt 
ist, deren Diesen sich am meisten der theoretischen und 
prinzipiellen Agitation widmen, während Jenen in haupt-
sächlicher Hinsicht ihre Kräfte der Aktion für direkte Reformen 
und für die Umbildung der Wirklichkeit in der Richtung 
unseres Prinzips geben ; 
dass jedes dieser beiden Elementen gleich notwendig ist 
ftir die Emanzipation des Proletariats, sodass sie einander 
anzufUllen und mit einander in guter Kameradschaft zusammen 
zu arbeiten haben ; 
spricht der Parteitag der S. D . A. P. sich aus gegen jede 
Bestrebung die darauf hinzielt diese beide notwendige Erschei-
nungsformen der sozialistischen Bewegung mit einander in 
Gegensatz zu bringen, die Bedeutung der einen Form einseitig 
auf Kosten der anderen Form hinauf zu schrauben und 
derweise. die Einheit der Partei zu untergraben. 
H. In Erwägung: 
dass seit einigen Jahren in der Partei die Tatsache sich 
bemerkbar macht, dass gewissen Parteigenossen systematisch 
das Merkmal der Prinzipienschwäche, des Opportunismus, 
des Revisionismus u. s. w. aufgedruckt wird seitens anderer 
Parteigenossen, die sich insbesondere dazu befugt und ver-
pflichtet dünken die Partei ftir • Verwasserung", Abweichung 
von der prinzipiellen Linie u. s. w. zu bewahren; 
dass diese Tatsache einen Widerstand herausgefordert 
hat der sich in ebenso kränkenden Qualifikationen den 
genannten Parteigenossen gegenüber geäussert hat; 
dass demzufolge die Einheit der Partei notwendigerweise 
Gefahr laufen muss; . 
bedauert der Parteitag der S. D. A. P. diesen Misbrauch 
der Freiheit der Kritik, einer Freiheit die in unsrer Partei 
über jeden Zweifel erhoben ist; 
und verpflichtet der Parteidag alle Parteigenossen diese 
Kritik innerhalb derartigen Schranken zu halten, dass 
d ie Parteigenossen einanders Würde und die Einheit der 
Partei hochhalten . 
Der Zweck dieser Resolutionen, näm lich d ie Opposition. unter 
ausdrückli.cher Anerkennung der krit ischen Freiheit, dazu zu 
bringen die Kritik fortan nicht mehr derart zu fUhren, dass· in 
systematischer Weise immerfort solche Parteigenossen die anderer 
Meinu ng waren, in ihrer sozialdemokratischen Gesinnung ange· 
griffen und fü r minderwertig erklärt würden, ward vorläufig nicht 
erreicht. Der Versuch des Parteitags, die Partei nicht ohne zwi n· 
gerder Notwendigkeit in zwei Lagern zu verteilen, hatte sogar das 
entgegengesetzte Resultat. Die Führer der Opposition entzogen 
sich zum grössten Teil der Parteiarbeit. Die ~ marxist ische" Mit· 
glieder des Parteivorstandes zogen sich daraus zurück, was ih nen 
den Vorwurf der Dienstverweigerung zuzog. Es war ein Jahr 
des scharfen Parteikampfes. 
Der Haarlemer Parteitag (1907) brachte eine Abminderung in 
der herrschenden Spannung. Die Angriffe, denen die Parteimehrheit 
und die führende Organen seitens der Opposition blossgestellt 
waren und die in einer Broschüre des Dr. H. Gorter eine Zusammen· 
fassung gefunden hatten, veranlassten den Partei vorstand Dr. Garter 
aufzufordern auf dem Parteitag seine Beschwerden des näheren 
zu erläutern . Damit brachte der Partei vorstand den übrigens 
überflüssigen Beweis, dass er nicht nur die Opposition nicht zu 
ersticken beabsichtigte, sondern sie in die Lage stellen wollte vor 
der versam melten Partei sich auszusprechen; nachher könnte dann 
die Partei ihr Urteil abgeben. Dr. Garter leistete der Aufforderung 
Folge mit einer dreistündigen Rede, die vom Genossen Troelstra 
beantwortet wurde; hierauf sprachen ungefähr 25 Mitglieder des 
Parteitags, meistens Arbeiter, Agitatoren und Organisatoren aus 
allen Ecken des Landes, die, mit aller Wertschätzung der Personen 
und der Absichten der Opposition, sich fast ohne Ausnahme 
dahin aussprachen, dass die Art ihres Auftretens d ie Parteiver· 
hältnisse verdarb, dass die Partei ihre Auffassungen der Parteitaktik 
nicht teilte und dass die Partei homogen war mit der Kammerfraktion, 
den Parteivoritand und den anderen führenden Organen. 
Diese ernste Kundgebungen aus dem Herzen der Partei verfehlten 
ihre Wirkung Dicht. Im Namen der Opposition erklärte die Genossin 
H. Roland Holst sie wurden mit den Bemerkungen zu m richtigen 
Augenblick in welchem die Kritik zu üben sei u. s. w. rechnen; 
die Forderung zu r Annulierung der zweiten Utrechter Resolution 
liess man fallen; die Genossin beendete ihre Rede mit folgenden 
beifällig aufgenommen Wörtern: • Wir wissen dass wir in Holland 
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bedauert der Parteitag der S. D. A. P. diesen Misbrauch 
der Freiheit der Kritik, einer Freiheit die in unsrer Partei 
über jeden Zweifel erhoben ist; 
und verpflichtet der Parteidag alle Parteigenossen diese 
Kritik innerhalb derartigen Schranken zu halten, dass 
die Parteigenossen einanders Würde und die Einheit der 
Partei hochhalten. 
Der Zweck dieser Resolutionen, nämlich die Opposition, unter 
ausdrückli.cher Anerkennung der kritischen Freiheit, dazu zu 
b ringen d ie Kritik fo rtan nicht mehr derart zu fUhren, dass in 
systematischer Weise immerfort solche Parteigenossen die anderer 
Meinung waren, in ihrer sozialdemokratischen Gesinnung ange-
griffen und fur minderwertig erklärt würden, ward vorläufig nicht 
erreicht. Der Versuch des Parteitags, die Partei nicht ohne zwin-
gerder Notwendigkeit in zwei Lagern zu verteilen, hatte sogar das 
entgegengesetzte Resultat. Die Führer der Opposition entzogen 
sich zum grössten Teil der Parteiarbeit. Die "marxistische" Mit-
glieder des Parteivorstandes zogen sich daraus zurück, was ihnen 
den Vorwurf der Dienstverweigerung zuzog. Es war ein Jahr 
des scharfen Parteikampfes. 
Der Haarlemer Parteitag (1907) brachte eine Abminderung in 
der herrschenden Spannung. Die Angriffe, denen die Parteimehrheit 
und die fuhrende Organen seitens der Opposition blossgestellt 
waren und die in einer Broschü re des Dr. H. Gorter eine Zusammen-
fassung gefunden hatten, veranlassten den Partei vorstand Dr. Gorter 
aufzufordern auf dem Parteitag seine Beschwerden des näheren 
zu erlautern. Damit brachte der Partei vorstand den übrigens 
überflüssigen Beweis, dass er nicht nur die Opposition nicht zu 
ersticken beabsichtigte, sondern sie in die Lage stellen wollte vor 
der versammelten Partei sich auszusprechen; nachher könnte dann 
die Partei ihr Urteil abgeben. Dr. Gorter leistete der Au fforderung 
Folge mit einer dreistündigen Rede, die vom Genossen Troelstra 
beantwortet wurde; hierauf sprachen ungefähr 25 Mitglieder des 
Parteitags, meistens A rbeiter, Agitatoren und Organisatoren aus 
allen Ecken des Landes, die, mit aller Wertschätzung der Personen 
und der Absichten der Opposition, sich fast ohne Ausnahme 
dahin aussprachen, dass die Art ihres Auftretens d ie Parteiver-
hältnisse verdarb, dass die Partei ihre Auffassungen der Parteitaktik 
nicht teilte und dass die Partei homogen war mit der Kammerfraktion, 
den Parteivon;tand und den anderen führenden Organen. 
Diese ernste Kundgebungen aus dem Herzen der Partei verfehlten 
ihre Wirkung nicht. Im Namen der Opposition erklärte die Genossin 
H. Roland Holst sie wurden mit den Bemerkungen zum richtigen 
Augenblick in welchem die Kritik zu üben sei u. s. w. rechnen; 
die Forderung zur Annulierung der zweiten Utrechter Resolution 
liess man fallen; die Genossin beendete ihre Rede mit folgenden 
beifällig aufgenommen Wörtern: • Wir wissen dass wir in Holland 
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nicht die Mehrheit in der Partei bilden können; wir wollen aber 
arbeiten in der Partei um unsere Auffassungen durchdringen zu 
lassen, mit der Klugheit, Geduld, Gemassigtkeit und Weisheit 
die allein Leute üben können die sich gleichberechtigt fühlen," 
Mit 227 gegen 6 Stimmen und 18 Stimmenthaltungen stimmte 
der Parteitag darauf folgender Resolution zu: 
Nachdem er die Diskussion angehört hat zur Beschul-
digung der Abweichu ng von der Taktik des Kampfes gegen 
das Bürgertum, von gewissen Parteigenossen eingebracht 
gegen die führende Organen und die Mehrheit der Partei; 
in Erwagung dass die Beschuldiger den Beweis der 
Richtigkeit ihrer Beschuldigung nicht haben liefern können; 
weist der Parteitag die Beschuldigung ab j 
und bestreitet die Richtigkeit der Teilung der Partei in 
zwei Gruppen, deren die Eine im Bezitse der richtig,en Auf-
fassung zur sozialdemokratischen Theorie und Taktik sein 
würde, während die Andere in die bürgerliche Richtung 
abirren wurde. 
Der Parteitag gibt sein vollständiges Vertrauen kund in 
der guten sozialdemokratischen Gesinnung der führenden 
Organen der Partei und vereinigt sich im Allgemeinen mit 
der bisher befolgten Taktik. 
Schliesslich appelliert der Parteitag an das sozialdemokrati-
sche Bewustsein aller Parteigenossen zur Erreichung eines 
kameradschaftlichen und vertrauensvollen Zusammenarbeitens 
im allgemeinen Kampf gegen den Kapitalismus. 
Darauf stimmte der Parteitag mit Stimmeneinheit einer 
Resolution zu, in der noch einmal ausdrücklich erklärt wird, dass 
die Utrechter Resolution an der Freiheit der Kritik unverkürzt 
festhält, aber fordert dass bei der Kritik jede unnüt1.e Schärfe 
und Bitterkeit zu vermeiden und das Partei-interesse in genügender 
Weise ins Auge zu fassen sei. 
Hiermit wäre der Frieden in der Partei zurückgekehrt und 
ihr weiteres ungestörtes Wachstum versicbert (u. m. nam die 
Mitgliederzahl der Partei im Jahre das diesem Parteitag folgte mit 
13 Prozent zu), hätten nicht einige jüngere Mitglieder, mit der 
toleranten Haltung der Führer der Opposition unzufrieden, auf 
eigener Faust die Opposition fortgesetzt und zwar durch Gründung 
eines W.ochenblattes, das diese Opposition unter den Arbeitern 
zu bringen hätte. Trotz der Missbilligung der bisherigen Führer 
der Opposition setzten sie ihr Vorhaben durch und in der Monat 
Oktober 1907 erschien das Wochenblatt "de Tribune" , redigirt 
von J. C. Ceton, D. J. Wijnkoop und Dr. W. v. Ravesteyn Jr., 
deren letztgenannte seit einiger Jahren in der .Leipziger 
Volkszeitung" zu unserer Partei Berichte bringt, deren lügnerischen 
Inhalt wir hier ausdrücklich festzustellen haben, mit dem Wunsche, 
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ausländische Parteiblätter möchten sich über unsere Partei nicht 
von ihren am meisten erbitterten Feinde, sondern durch Mitglieder 
unserer Partei selber informieren lassen. 
,DE TRIBUNE". 
Die Herausgabe eines Blattes, das sich speziell mit dem 
inneren Parteikampf zu befassen hat, herausgegeben von einigen 
Privatpersonen, die Keinem Verantwortung schuldig sind und von 
keinem Organ der Partei zu beeinflussen sind. ist schon an sich 
in einer sozialdemokratischen Partei zu verurteilen. Umsor11ehr 
war dies hier der Fall, da die Redaktion beruhte bei den extremsten 
Elementen die sich aller Verantwortlichkeitsgefühl bar zeigten. 
In ihrer . Adresse an die Internationale" gibt die S. D. P. 
die Ursachen zur Gründung der ,. Tribune" als folgt an: 
1. Die politische Situation, wobei die demokratische Liberalen 
die Regierung führten, während sie sich auf eine liberale Mehrheit 
nicht stützen konnten, verführte die Kamerfraktion dazu einige Mass· 
nahmen der Regierung zu unterstützen, ins besondere ihre Vorlage 
zur Verfassungsrevision und ei nen Versuch zur Abminderung der 
Militärlasten (Seite 24 der ~Adresse") . 
Wir erörterten die Stellung der Partei zum Kabinett schon 
auf Seite 6 dieser Schrift. Wie unwahr aber diese Angabe in 
der ,.Adresse" ist, erhellt wohl aus der Tatsache dass Anfang 1909, 
als die Partei ~ie E instellung der ,. Tribune" forderte, das liberale 
Kabinett schon seit einem Jahre von einem klerikalen Kabinett 
ersetzt war. 
2. Die revisionistische Auffassungen des Parteiorgans . Het 
Volk" (die sich u. m. angeblich gezeigt hätten in ihrem Urteil 
zu den Ursachen der Niederlage der deutschen Partei bei den 
jüngsten Wahlen), in Verbindung mit der behaupteten Unmöglich-
keit dem gegenüber die marxistische Auffassung im Partei--organ 
zu r Geltung zu bringen. 
Gewiss ist es das Recht der holländischen Partei , hinsichtlich 
der Bedeutung dieser Wahlen mehr die Meinung der Minorität 
der deutschen Partei als die der Mehrheit zu teilen. Die Behauptung, 
dem gegenüber könnte eine entgegengestelte Meinung nicht im 
Partei..argan vertreten werden, ist nichtswürdiger Klatsch, der 
dadurch nicht an Lügenhaftigkeit verliert dass man ihn hundertmal 
wiederholt. Die marxistische Opposition in unserer Partei kann 
für ihre Behauptung, dass für sie unser Parteiorgan nicht ebensogut 
zur Verfügu ng stand als für jedes Parteimitgl ied, keinen einzigen 
Beweisgrund beibringen . Auf den Parteitagen in Haarlern, Arnheim 
und Deventer ist dies möglichst klar festgestellt, als die Redaktion des 
Parteiorgans .Het Volk" ohne Widerspruch konstatiren konnte, 
dass noch nie einem einzigen Artikel eines hervorragenden 
. Marxisten" d ie Aufnahme verweigert worden war. 
Dass die Gründung der ,. Tribune" notwendig war um die 
17 
Partei zu behüten für einen Block mit den demokratischen Liberalen 
und um die Schein bewegungen dieser Gruppe im Betreff des allge-
meinen Wahlrechts zu enthüllen, wird ebenfalls bestritten: Es ist 
unwahr, dass unsere Partei oder ihre Kammerfraktion ihre selb-
ständige Stellung einer bürgerlichen Partei gegenüber aufgegeben 
hätte. In sehr seltenen Ausnahmefällen mag dies bei einer Gemeinde-
wahl in einem kleinen Ort und bei einer Provinzialwahl in einem 
ländlichen Kreis vorgekommen sein, die einmütige Kritik darauf 
in der ganzen Partei geübt liefert den Beweis wie sehr unsere . , 
Partei festhalt an ihrer Taktik des selbständigen Auftretens allen 
bürgerlichen Parteien gegenüber. Auch in der Kammer wird an 
dieser Taktik immer mit peinlicher Gewissenhaftigkeit festgehalten. 
Von der ~ Tribune" brauchen wir es nicht zu lernen, dass die 
Sozialdemokratie in unserem Lande nicht kraftvoll werden kann 
indem sie sich auf den Liberalen stützen und diesen neues Leben 
verleihen würde. Ganz im Gegenteil hat seit der Gründung der 
Partei ihr Wachstum immer stattgefunden auf Kosten des 
Liberalismus und es sind ohne Ausnahme frei sinnige Wahlkreise 
die von uns erobert sind. Diese politische Konstellation arbeitet , 
in der gleichen Richtung als unser prinzipieller Standpunkt, 
namentlich um immer wieder die Schwäche oder Unaufrichtigkeit 
der liberalen Demokratie zu zeigen. 
Andererseits darf aber die Wahrheit nicht verkürzt werden. 
Und Wahrheit ist dass die beiden liberalen 'Gruppen (Liberale Union 
und Freisinnig-Demokratischer Verband) insbesondere unter unserem 
Antrieb das allgemeine Wahlrecht in ihr Programm gebracht 
haben. Wahrheit ist, dass die freisinnig-demokratische Kammer-
fraktion eine für uns nicht ,unakzeptierliche Vorlage zur Ein-
führung des allgemeinen Wahlrechts eingereicht hat, Wahrheit ist, 
dass die gestürzte liberale Regierung, obwohl sie in vielen Hin-
sich ten gegen ihr Programm gesündigt hat, ihren Versprechungen 
im Betreff des Wahlrechts treu geblieben ist und ihre Existenz 
daran geopfert hat. Wahrheit ist schiesslich, dass in unserem 
Lande die Verhältnisse in der bürgerlichen Politik derart sind, 
dass schon hieraus für den demokratischen Freisinn die Notwendig-
keit einer Aktion in der Richtung des allgemeinen Wahlrechts folgt, 
Dass die ~ Tribune" diejenigen die alt dies in Rechnung 
bringen, illusionäres Vertrauen in den bürgerlichen Demokraten 
und Einsichtslosigkeit in Sachen vorwerft die jeder Sozialdemokrat 
weiss, beweist nur ihre eigene politische Versta.ndnisslosigkeit. 
Wie weit diese politische Verständnisslosigkeit geht, erhellt 
aus der Tatsache', dass man den Vorsitzenden der Kammerfraktion 
sogar einen Vorwurf daraus gemacht hat, dass er die Wünschens-
würdigkeit aussprach die Grundlage der politischen Parteibildung, 
die in Holland eine theologische ist ("christliche" gegenüber nicht-
christliche), umzuwechseln in eine gesellschaftliche (konservatif 
gegenüber demokratisch). Es ist schon wunderbar genug wenn 
Sozialdemokraten es tadeln, als man den Wunsch ausspricht, die 
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Parteibildung möchte sich nach soziale und nicht nach ideologische 
Unterschiede richten. Merkwürdiger aber ist noch, dass die 
.Adresse" es unterl:tsst mitzuteilen, der Vorsitzende der Kammer-
fraktion habe, als er diese Wünschenswürdigkeit aussprach, gleich 
hinzugeH.igt, auch bei der besseren Parteibildung würde die 
S. D. A. P. ihre vollständige Selbständigkeit wahren. Auch aus dieser 
unterlassung kann man wiederum die Unwahrhaftigkeit des Vorwurfs 
der Annäherung an die bürgerliche Politik erkennen; 
Die Gründung der .Tribune" lief, auch der ~Adresse" der 
S. D. P. zufolge, schnurstracks dem eben in Haarlem geschlossenen 
Frieden zuwider, der die Partei endlich in die Lage bringen sollte alle 
ihre Kräfte auf den Gegner zu konzentriren. Es darf also kein Wunder 
heissen, dass die Partei das neue Blatt mit Widerwillen empfi ng 
und die Gründung als eine desorganisatorische T at betrachtete. 
Als es sich herausstellte, dass auch die älteren ~Marxisten" 
jetzt, da das Blatt einmal da war, es benutzten in einer Weise 
die nach der Meinung der Mehrheit den Beschlüssen des Haarlemer 
Parteitags nicht entsprach, brach ein neuer Streit los, die aber 
auf dem Arnheimer Parteitag (1908) zwar zu scharfen Diskussionen, 
jedoch nicht zu bestimmten Beschlüssen führte. So wenig zeigte 
die Partei, bei aller Missbilligung des Blattes, die Neigung zu 
einer Massnahme dagegen, dass die Redaktion der • Tribune" 
diesen Parteitag als einen Sieg für sie und den .Marxismus" 
betrachtete und noch überm ütiger fortging die Partei in allen 
ihren Taten und Bestrebungen anzugreifen. 
Die Folgen blieben nicht aus. Die grössten Sektionen der 
Partei waren alsbald in zwei feindliche Lager geteilt. Um der 
• Tribune" scharte sich eine Minorität, angeführt von jüngeren 
Mitglieder der Intelligenz, die in der Partei nichts Gutes mehr 
fand. alle Handlungen der führenden Organen als AusAüsse 
bürgerlicher Verderbniss verda.chtigte. die Masse der Partei aller 
Theorie abhold machte d urch ihre einseitige, ge ge n die Partei 
gerichtigte Verkündigung und den Marxismus zu einen Stein des 
Anstosses, statt zu einem Bindemittel machte. Die Parteiversamm-
lungen verliefe n in gegenseitigem Zank, dem zu Liebe man 
die gewöhnliche Arbeit der Agitation und Organisation vergass, 
und besonders in den grässeren Städte sank zu m ersten Male 
seit ihrer Existenz die Mitgliederzahl der Partei. 
Die "Sonderbündelei" kam auf; nicht nu r wurden von den 
Tribunisten Gruppen gegründet, die nur für engere Gesinnungs-
genossen als Mitglieder und Redner zugänglich waren und ein 
organisiertes Auftreten d ieser Tribunisten in der Partei als Zweck 
oder als Folge hatten; sondern um der. Tribune" gruppierte sich 
ei ne Parteiminorität. Dr. H . Gorter hat ausdrucklich anerkannt, 
das Blatt ware der Mittelpunkt ei ner • Partei in der Partei", die 
erst wieder in der Gesammtpartei aufgehen könnte, als die Partei 
täte was diese Gruppe forderte, nämlich die von der • Tribune" 
missbilligte Parteitagsresolutionen annulieren. 
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Er war klar dass diese Lage einer Krise zuführen müsste. Diese 
Krise brach aus, als die "Tribune" das auftreten des Genossen 
Troelstra bei einer Arbeitslosigkeitsinterpellation in der Zweiten 
Kammer, ein Auftreten das in weiten Kreisen höchst propagan-
distisch gewirkt hatte, zum Gegenstand der niedrigsten und häss-
lichsten Angriffe machte, weil unser parlamentarischer Führer bei 
der Diskussion mit den freisinnig-demokratischen Marx-Vernichter 
Professor Tie:ub das nötige Vorbehalt gemacht hatte zu denjenigen 
Lehren des orthodoxen Marxismus die in der eigenen Partei bestritten 
waren und sich gestellt hatte auf den Boden ' derjenigen Auf-
fassungen die der ganzen Sozialdemokratie gemein sind. Eine 
allgemeine Entrüstung rief es in der Partei . hervor, dass bei 
einem Kampfe, mit so grossem Erfolg von unserer Kammer-
fraktion geführt, wobei sie das kapitalistische System, das bürger-
liche Regierungssystem und das Bürgertum in so entschiedener 
Weise für die Not des Augenblicks verantwortlich gestellt 
hatte, bei einem Kampfe, in welchem der Ohnmacht und der 
Unwillen der bürgerlichen Klasse so klar vor aller Welt bloss-
gestellt waren, aus der eigenen Partei die Kammerfraktion in den 
Rücken angegriffen war und so die Propaganda zum Teile zu 
nichte gemacht ward und Wasser auf die Mühlen unserer Gegner 
getragen war. 
Das Bewusstsein, die Partei könnte in dieser Lage den bevor-
stehenden Generalwahlen nicht entgegengehen, rief ein Sehnen nach 
dem Ende herbei, wie diesem Ende auch sein würde. 
Nachdem ein Versuch des Parteivorstandes, von der Redaktion 
der "Tribune" eine die Partei genügende Erklärung zu bekommen, 
misslungen war, beschloss die Partei bei Referendum zur Abhaltung 
eines ausserordentlichen Parteitages, der am 13. und 14. Februar 1909 
in Deventer stattfand. 
DER DEVENTER KONGRESS. 
Dem Parteitag ging eine vom Parteivorstand einberufene 
Konferenz der Parteipropagandisten voran, zur Untersuchung der 
Möglichkeit einer Grundlage für verbesserte Verhältnisse. 
Diese Konferenz, in welcher Parteigenossen, die einander seit 
Jahren nur noch aus der Ferne bekämpft hatten, einander gerade-
aus die beiderseitige Beschwerden ins Antlitz mitteilten, zeigte 1. 
den ernsten Willen dieser Parteigenossen in der und durch die 
S. D. A. P. als gute Kameraden für die Sozialdemokratie arbeiten 
zu bleiben und 2. di<; Möglichkeit dafür einen modus vivendi 
zu finden. 
Zur organisatorischen Festlegungdes Zusammenarbeitens beider 
Richtungen beschloss die Konferenz dem Parteivorstand zum Deventer 
Parteitag einen V.orschlag in Erwägung zu geben zur Gründung 
eines Wochenblattes als Beilage zum Parteitageblatt "Het Volk", 
aber unter der Redaktion .marxistischer" Parteigenossen; diese 
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Genossen hätten die Redaktion nach ihrem eigenen freien Ermessen 
zu fUhren, zur Zuvorkommung nützloser Konßikten nur in Beratung 
mit der Redaktion des Tageblatts. Das allgemeine Urteil war, 
dass bei eventueller Gutheissung dieses Vorschlags die ~ Tribune" 
keinen Existenzgrund mehr ha. tte. Zur Frage ob das Partei-
interesse gleich die Einstellung der ~ Tribune" erheischte, war 
weniger Meinungsunterschied da als zur anderen Frage, ob der 
Parteitag diese Einstellung zu fordern hätte, während schliesslich 
eine ziemlich starke Minorität sich jedenfalls einer Ausschliessung 
der ~ Tribune"-Redakteuren bei einer eventuellen nicht-Einwilligung 
einer derartigen Forderung widersetzte. 
Dieser Konferenz zu Folge unterbreitete der Parteivorstand 
dem Deventer Parteitage die nachfolgende Vorschläge: 
1. Die Partei gründet ein Wochenblatt unter der Redaktion 
der Genossin Roland Holst und des Genossen Wibaut. Dieses 
Wochenblatt wird eine Beilage zum Parteitageblatt ~Het 
Volk". Die Redaktionsmitglieder des Wochenblattes üben 
ihre Funktion aus in steter Beratung mit der Redaktion des 
Tageblattes, und haben dazu, um ein einheitliches Ganzes 
mit "Het Volk" zu schaffen, auch ein Recht des Mitberatens 
zum Einhalt des Tageblattes. 
z. Der Parteitag spreche als seine bestimmte Meinung 
aus, dass der obige Beschluss die Einstellung der "Tribune" 
zur Folge zu haben gehört. 
3. Falls die Parteigenossen die die "Tribune" heraus-
geben, nicht zu dieser Einstellung bereit sind, spreche der 
Parteitag es als seine Meinung aus, dass diese Parteigenossen 
von der Parteimitgliedschaft verfallen zu erklären sind. 
Auf dem Parteitag erklärten auch bekannte Marxisten, so 
Van der Goes, Wibaut, Frau Roland Holst und Anderen, dass 
die weitere Existenz der" Tribune" eine Unmöglichkeit war. Van 
der Goes sagte u. m.: "Ich erkenne es an, dass die weitere 
Existenz der n Tribune" die Einheit der Partei bedroht; die 
Existenz eines solchen Blattes ist eine Abnormalität, die keine 
kämpfende Partei auf der Dauer zu dulden in der Lage ist," 
Der erste der drei Vorschläge fand mit Stimmeneinheit seine 
Annahme. 
Mit den Stimmen von nur 9 Sektionen dagegen sprach hierauf 
der Parteitag es aus dass die ~ Tribune" einzustellen sei. 
Auf einer Anfrage ob die Redakteuren-Herausgeber der 
"Tribune" im Hinblick auf diese Abstimmung dem Parteitag 
etwas mitzuteilen hatten, ergab sich dass sie nicht die Absicht 
hatten sich um diesen fast einstimmigen Wunsch der Partei zu 
kümmern, Hierauf wurde mit 209 gegen 88 Stimmen der Ausschluss 
der drei Parteigenossen Wijnkoop, Ceton und Van Ravesteyn aus-
gesprochen. Die Urabstimmung bekräftigte diese Beschlüsse. 
Diejenigen welche anlässlieh dieser Beschlüsse von Verge-
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waltigung der Demokratie zu sprechen belieben, haben diesen 
Vorwurf nicht gegen die S. D. A. P. zu richten, sondern gegen 
die Leute die zeigen nicht im Stande zu sein ihre individualistische 
Gefühle ih~er demokratischen und proletarischen Verpflichtung 
der Auffolgung der Parteibeschlüsse zu unterordnen. 
DIE S. D. P. 
Den Beschlüssen des Deventer Parteitags i ufolge trat der 
Anhang der Ausgeschlossenen aus der Partei und gründete die 
S. D. P. Im ganzen traten 493 Mitglieder aus, die sich aller Wahr-
scheinlichkeit nach zum übergrossenTeii der neuen Partei anschlossen. 
Schon bald forderte die neue Partei ihre Zulassung zum 
Internationalen Büreau. Der ausführende Ausschuss des Büreau's 
fand hierin die Veranlassung zu einem ernsten Versuch zur 
Wiederherstellung der Einheit. Er sand den internationalen Sekretar 
Camille Huysmans nach Holland mit dem Auftrag den beiden 
Parteien Vorschläge zu machen. Der ausführende Ausschuss hat 
zu diesen Versuchen einen ausflihrlichen Bericht erstattet, dessen 
Wiederholung sich erübrigt. Hier sei nur daran erinnert, dass 
Genosse Huysmans die alte Partei bereit fand die Vorschläge des 
ausführenden Ausschusses zu akzeptieren, die S. D. P. sie 
ab e r ab wie s. Zwar ergab sich dass in der S. D. p, eine starke 
Minorität die Akzeptierung vertrat; eine ganze Reihe der Aus-
getretenen kam denn auch wieder in die S. D. A. P. zurück. 
Als eine Folge aller dieser Vorfalle, so liest man in der 
~Adresse" der S. D. P. an die Internationale, "ist die Spaltung in 
der holländischen Sozialdemokratie zur Tatsache geworden," 
Wir raten den ausländischen Genossen von diesem grossen 
Worte einen nicht all zu grossen Schrecken zu bekommen. Die 
neue Partei existirt jetzt fast anderthalb Jahre und es hat sich 
schon klar genug herausgestellt dass sie keine Aussicht hat mehr 
zu werden als ein machtloses Grüppchen Kritiker der alten Partei; 
dass ihr Kampf gegen uns nur Widerwillen findet im holländischen 
Proletariat; dass die "Spaltung" die sozialdemokratisch gesinnte 
Arbeiterschaft vollständig kalt lässt. Die Tatsachen liefern die 
Bürgschaft, dass die holländische Sozialdemokratie auch über diesen 
zeitlichen Hinderniss eines kleinbürgerlichen Individualismus hin 
ihren Weg des allmähligen und fortwährenden Wachstums verfolgen 
wird, während die neue "Partei" das Schicksal aller Sonderbündler 
treffen wird, nämlich den Untergang in eine unfruchtbare Sektirerei. 
Zur Bestätigung dieser Behauptung seien die Erfolge der 
neuen Partei bei den Generalwahlen erörtert. Sie hatte damals 
ihre Kräfte konzentriert in vier Kreise: zwei Amsterdamer, einen 
Rotterdamer und einen Leidener. Die hauptsächliche Aufmerk-
samkeit zieht hierbei der dritte Amsterdamer Wahlkreis, wo zwei 
"Tribune"-Redakteuren seit einer Reihe von Jahren die Agitation 
und Organisation bei den Wahlen geführt hatten, der Wahlkreis 
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den Genosse Troelstra in der Kammer vertritt, gegen dessen 
Person die "Tribune"-Redakteuren seit längerer Zeit eine so 
scharfe Kampagne geführt hatten. Von den 10.518 Stimmen, in 
diesem Wahlkreis ausgebracht, erhielt Troelstra 4680 und der 
Tribunist Wijnkoop 159, und zwar trotz einer hartnäckigen Agitation, 
besonders gegen unseren Kandidaten geführt, in dessen Versamm-
lungen fast immer Wijnkoop an der Diskussion teilnahm, während 
die Tribunisten eine Flugschrift verbreiteten die das Wollen und 
Wirken unserer Partei in möglichst demagogischer Weise fälschte 
und disqualifizirte. 
Merkwürdig war auch der Erfolg im vierten Rotterdamer 
Kreis, wo Dr. v. Ravensteyn, der seit Jahren in Rotterdam einen 
fortwährenden Kampf gegen den Genossen Spiekman ftihrt, nur 
69 Stimmen erhielt, Spiekman aber 1525. 
Eine noch klarere Sprache spricht der Wahl in der Univer-
sitäts- und Fabrikstadt Leiden, wo unsere Parteisektion der Mehrheit 
nach "marxistisch" war und der grösste Teil der Mitglieder nach 
dem Deventer Parteitag ausgetreten war. Auf diese Stadt, wo 
der "Marxist" Dr. Ant. Pannekoek während vieler Jahren die Führung 
der Arbeiterbewegung inne hatte und andere Mitglieder der 
Intelligenz seine Arbeit fortsetzten, war selbstverständlich die 
Hoffnung der neuen Partei gegründet, nicht um den Sieg auf das 
Bürgertum zu erwerben - die Stadt ist in überwiegenden Masse 
klerikal - sondern um jedenfalls den Kandidaten der S. D. A. P. 
zu überflügeln. Das Resultat war, dass der Kandidat der neuen 
Partei 123 stimmen bekam, der unsrige 388. 
Fügt man nocn die 191 stimmen hinzu die der Tribinist im 
neunten Amsterdamer Kreis erhielt neben den 4421 Stimmen 
unsres Genossen Vliegen, so hat man ein genügendes Material 
um sich eine Meinung der Sympathie zu bilden, der neuen "Partei" 
von den sozialistischen Arbeiter unserer grössten Städten entgegen 
gebracht. 
Spätere Gemeindewahlen ergaben ein gleiches Bild. 
Was die S. D. P. heute, anderthalb Jahre nachdem sie ge-
gründet is, bedeutet, erhellt u. ffi. aus der Tatsache, dass bei d!:;n 
jüngsten Wahlen zum Parteivorstand, 320 Stimmen ausgebracht 
waren. Die ganze Partei zählt 500 Mitglieder. 
Aus alledem erhellt, dass die Bekämpfung unserer Partei 
seitens der "Tribune" ihre Grundlage nicht hat in den Gefühlen 
der holländischen Arbeiterklasse, sondern eine künstlich aufge-
schraubte Mache eines Grüppleins jüngerer Ganz- und Halb-
Intellektuellen ist, das den politischen Sentimenten des Proleta-
riats vollständig fernsteht. 
Und jetzt ist es schon nicht mehr allein die S. D. A. P. mit 
der die S. D. P. auf Kriegsfuss steht. Mit der gewerkschaftlichen 
Bewegung hat sie sich auch schon überworfen, während zwischen 
der Gewerkschaftscentrale und der S. D. A. P. das freundschaft-
lichste Verhältniss herrscht. Und die neue Partei schulmeistert 
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auch schon regelmässig die ganze Internationale, von der nor-
wegischen Partei bis zur italienischen, von der amerikanischen bis 
zur russischen. Keine einzige Partei hat eine blasse Ahnung von 
der Weise in der der Klassenkampf zu führen ist; nur die hol-
ländische S. D. P. hat der Weisheit letzten Schluss erworben. 
NACH DEM AUSTRITT. 
Die Frage, wie es seit der ~Spaltung" der alten Partei ver-
gangen ist, haben wir auf der ersten Seite dieses Schriftehens 
schon beantwortet. Es war als wäre die Partei von einer Krank-
heit die ihrem Wachstum hinderte befreit. Gleich nach der 
Entfernung dieser Elementen kehrte die Werbekraft zurück. 
Die bürgerliche Presse, die anfänglich jedem Lärm den die 
"Tribunisten" machten den breitesten Raum widmete, war gründ-
lich enttäuscht als sie die Wahlziffern gesehen hatte. Und die 
Arbeiter hören nur noch von der neuen Partei als einigen ihrer 
Mitglieder in den öffentlichen Versammlungen der S. D. A. P. 
kommen um dort die alte, unbewiesene, hundertmal widerlegte 
Vorwürfe wieder zu äussern und um aus der Tatsache, dass diese 
Diskussionsredner von den Arbeitern ausgepfiffen . werden, 
Waffen gegen die S. D. A. P. zu schmieden, die auch hierdurch 
"die Redefreiheit unterdrückt"! 
Bleibt die S. D. A. P. auch wie immer den Klassenkampf in 
vollständig selbständiger Weise kämpfen, die Vorwürfe werden 
immer und immerfort gehört, als wäre die S. D. P. ein Grammophon 
mit nur einer einzigen Platte. 
Unsere Freunde in der Internationale können sich dessen 
versichert halten, dass die Sozialdemokratische Arbeiterpartei in 
Holland, fest gewurzelt im Boden des Klassenkampfes, die von den 
internationalen Kongressen gezogenen Linien folgend, zielbewusst 
und mit allen Kräften danach strebt eine würdige und starke 
Sektion der Arbeiter-Internationale zu sein. 
A'msterdam, Juli 1910. 
24 
Der Parteivorstand der S. D. A. P. 
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